
  
Der Minister für Inneres und Europa hat namens der Landesregierung die Kleine Anfrage mit Schreiben vom  

9. Juli 2019 beantwortet. 
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KLEINE ANFRAGE 
 
des Abgeordneten Nikolaus Kramer, Fraktion der AfD 
 
 
Historischer Vergleich der Präventivhaft zur Verhinderung terroristischer Straf-
taten 
 
und 

 
ANTWORT 
 
der Landesregierung 
 

 

 
Der Minister für Inneres und Europa, Lorenz Caffier, hat die Forderung 

der AfD, einen gesetzlichen Rahmen für die sogenannte Präventivhaft in 

das aktuell zu novellierende Sicherheits- und Ordnungsgesetz (SOG-MV) 

zu schreiben, mit unterschiedlichen zeitgeschichtlichen Ereignissen und 

Denkansätzen verglichen (siehe Nordkurier vom 19. Juni 2019). Dazu 

ergeben sich Nachfragen. 

 

1. Ist das Ministerium für Inneres und Europa der Ansicht, dass die 

rechtlichen Einschätzungen der Professoren Mattias Fischer von der 

Hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung und Kyrill-

Alexander Schwarz von der Universität Würzburg zum Thema 

Präventivhaft eine Sicherheitsphilosophie des Dritten Reiches dar-

stellen?  

 

a) Wenn ja, aus welchen Gründen wird diese Ansicht vertreten? 

b) Wenn nicht, nähern sich deren Einschätzungen einem US-

amerikanischen Lagerdenken, wie beispielsweise in Guantanamo 

praktiziert, an?  

 

 

 

Die Fragen 1, a) und b) werden zusammenhängend beantwortet. 

 

In Diktaturen sind Präventiv- wie Beugehaft stets auf der Tagesordnung. Freiheitsentziehung 

im Sinne einer Präventivhaft ist in einem demokratischen Rechtsstaat grundsätzlich nicht 

zulässig.  
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Die Fraktion der AfD selbst hat in ihrem Antrag auf der Drucksache 7/2902 darauf abgestellt, 

dass die Präventivhaft der besseren Erfassung terroristischer Straftaten diene. Diese Form der 

Freiheitsentziehung läuft auf eine Beugehaft hinaus und nicht, wie es unbestritten auch in 

unserem Rechtsstaat möglich sein kann, auf eine präventive Freiheitsentziehung zur 

Unterbindung hinreichend konkret geplanter und bevorstehender Straftaten.  

Dies vorangestellt ist der Stellungnahme des Professors Kyrill-Alexander Schwarz von der 

Universität Würzburg keine Aussage dahingehend zu entnehmen, dass ganz allgemein die 

präventive Freiheitsentziehung zum Zwecke der besseren Erfassung terroristischer Straftaten 

erfolgen dürfe. Die rechtliche Einschätzung des Professors Mattias Fischer von der 

Hessischen Hochschule für Polizei und Verwaltung ist der Landesregierung nicht bekannt. 

 

 

 
2. Erkennt das Ministerium für Inneres und Europa an, dass das Bundes-

verfassungsgericht nach gängiger Rechtsprechung ausdrücklich prä-

ventive Freiheitentziehungen erlaubt, wenn diese zur direkten Unter-

bindung von Anlasshandlungen erforderlich und zumutbar sind? 

 

 

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen. 

 

 

 
3. Aufgrund welcher Erkenntnisse unterscheidet das Ministerium für 

Inneres und Europa zwischen der Forderung der Fraktion der AfD, die 

Präventivhaft nach bayerischem Vorbild in Mecklenburg-

Vorpommern gesetzlich zu verankern, und der real existierenden 

bayerischen Gesetzeslage? 

 

 

 

Nach Auffassung der Landesregierung kann die Freiheitsentziehung zur Abwehr einer 

drohenden, aber noch nicht unmittelbar bevorstehenden beziehungsweise sich noch nicht 

hinreichend konkretisierten Straftat gegen Grundrechte und rechtsstaatliche Grundsätze 

verstoßen, siehe auch Antwort zu Frage 1. 

 

 

 
4. Welches strategische Ziel verfolgt das Ministerium für Inneres und 

Europa mit ihren verallgemeinernden Aussagen zur Sicherheitsphilo-

sophie des Dritten Reiches? 

 

 

 

Das Ministerium für Inneres und Europa verfolgt das strategische Ziel, Grundrechte und 

rechtsstaatliche Grundsätze zu wahren und nationalsozialistisches Gedankengut abzuwehren. 
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5. Macht sich das Ministerium für Inneres und Europa Gedanken zu der 

Frage, ob eine anlasslose Verharmlosung des Dritten Reiches durch 

eine mit Nazivorwürfen stattfindende Diffamierung von legitimen 

politischen Forderungen im Sinne einer seriösen politischen Streit-

kultur ist?  

 

a) Wenn ja, revidiert der Minister für Inneres und Europa seinen halt-

losen und unüberlegten Nazivergleich gegenüber der Fraktion der 

AfD im Verlauf der Präventivhaftdebatte?  

b) Wenn nicht, warum ignoriert das Ministerium für Inneres und 

Europa diese eminent wichtige Frage zur deutschen Vergangen-

heit? 

 

 

 

Das Ministerium für Inneres und Europa warnt vor der Verharmlosung des Gedankenguts des 

Dritten Reiches und der Relativierung rechtsstaatlicher Grundsätze. 

 

 
Zu a) 
 

Der Minister für Inneres und Europa revidiert seine Äußerungen in diesem Zusammenhang 

nicht. 

 

 
Zu b) 
 

Es wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. 

 

 


